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ten nicht erfüllt werden können. Im Einzelfall ist zu prüfen, 
ob es möglich ist, die Freistellungszeit zu verlegen. Ebenso 
ist eine Befreiung vom Unterricht zu beantragen, wenn eine 
Lehrveranstaltung in die vorgesehene Urlaubszeit eines 
Fernstudenten fällt.

Für Unfälle von Fernstudenten während des Freistel­
lungszeitraums gelten neben der Sozialpfliditversicherung 
(SVO) die Regelungen der Unfallversicherung von Studen­
ten aus der Staatlichen Versicherung der DDR.9 Wird dem 
persönlichen Eigentum des Studenten — verursacht durch 
staatliche Tätigkeit der Hochschule oder ihrer Beauftragten — 
rechtswidrig ein Schaden zugefügt, kann das Staatshaftungs­
gesetz vom 12. Mai 1969 (GBl. I Nr. 5 S. 34) angewendet wer­
den. Hat der Fernstudent selbst während der Zeit der Frei­
stellung im Rahmen , seines Studiums schuldhaft einen 
Schaden am sozialistischen Eigentum verursacht, gelten nicht 
die Regelungen des AGB, sondern §§ 21 ff. der Disziplinar­

ordnung über die materielle Verantwortlichkeit von Studie­
renden. Danach kann ein Fernstudent bei fahrlässiger Ver­
ursachung eines Schadens mit einem Betrag bis zur Höhe 
des monatlichen Tariflohns verantwortlich gemacht werden. 
Eine erweiterte materielle Verantwortlichkeit, wie sie in 
§ 262 AGB festgelegt ist, enthält die Disziplinarordnung 
nicht. Die Regelungen der Disziplinarordnung gelten auch 
bei einer Unterbringung von Fernstudenten in Internaten, 
z. B. während eines Intensivkurses. Dabei ist davon auszu­
gehen, daß der gesamte Aufenthalt im Internat Bestandteil 
der Ausbildung ist.10

Fernstudenten erhalten neben der Freistellung weitere 
materielle Vergünstigungen. Dazu gehören Fahrpreisermä­
ßigungen für die Benutzung der Eisenbahn bei Fahrten zu 
und von Lehrveranstaltungen sowie der kostenlose Bezug 
erforderlicher Lehrbriefe und Studienanleitungen. Beim 
Studium entstehende zusätzliche Aufwendungen (Studienge­
bühr, Literaturkauf, Fahrkosten, Unterkunft und Verpfle­
gung) werden als erhöhte berufsbedingte Ausgaben in Form 
eines differenzierten Pauschalbetrags als Steuerfreibetrag 
entsprechend dem geltenden Steuerrecht anerkannt.

Anders als im Direktstudium, das gebührenfrei ist, hat 
ein Fernstudent Studiengebühren zu zahlen. Sie betragen 
— ohne damit etwa kostendeckend zu sein — an Hochschulen 
120 M je Studienjahr bzw. 10 M je Monat. Die Ausgaben 
der Hochschulen für die Durchführung des Fernstudiums 
übersteigen die eingehenden Gebührenbeiträge bei weitem. 
Zudem besteht die Möglichkeit, daß bis zu 10 Prozent der 
Fernstudenten die Studiengebühr erlassen werden kann, 
wenn dies aus sozialen Gründen erforderlich ist. In Quali­
fizierungsverträgen verpflichten sich Betriebe vielfach, Stu­
diengebühren und Kosten für Literatur zu übernehmen.

Für Fernstudenten gelten die gleichen Prüfungs- und 
Diplomregelungen wie für Direktstudenten.11 Auch bei ihnen 
können daher andere wissenschaftliche Leistungen (z. B. aus 
der Berufspraxis) als Zwischen- oder Abschlußprüfung an­
erkannt werden, wenn diese den in Prüfungen geforderten 
Leistungen entsprechen. Ebenso ist eine Befreiung bei Zwi­
schenprüfungen auf Grund sehr guter Leistungen und der 
Persönlichkeitsentwicklung möglich. Solche Maßnahmen sind 
wichtige Mittel, um auch im Fernstudium die wissenschaft­
liche Selbständigkeit und Kreativität der Studenten weiter 
zu fördern. Daher sind auch Diplomthemen grundsätzlich 
mit der eigenen Praxis der Studenten zu verbinden.
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